
Arbeitnehmer und Arbeitgeber kön-

nen auf Basis des allgemeinen Rechts-

grundsatzes der Privatautonomie Verein-

barungen über die Verjährung sowie den 

Verfall von wechselseitigen Ansprüchen 

abschließen, sofern diese innerhalb der 

normierten Grenzen bleiben. In diesem 

Zusammenhang ist der besondere Stufen-

bau der Rechtsordnung im Arbeitsrecht zu 

berücksichtigen, wonach Bestimmungen 

nachrangiger Rechtsquellen grundsätz-

lich nur dann zulässig sind, sofern sie Be-

stimmungen höherrangiger Rechtsquellen 

nicht widersprechen (sog. Günstigkeitsver-

gleich). Beispielsweise kann eine in einem 

Kollektivvertrag enthaltene Verfallsbestim-

mung, der zufolge Überstundenentgelt in-

nerhalb einer bestimmten Frist ab Fälligkeit 

geltend zu machen ist, durch den Arbeits-

vertrag nicht nochmalig verkürzt werden.  

Der Kollektivvertrag hat normative Wir-

kung und hält – im Regelfall – eine kürze-

re Frist zur Geltendmachung von Ansprü-

chen einem Günstigkeitsvergleich nicht 

stand. Auch kann die im Gesetz enthaltene 

Verfallsbestimmung, wonach Ersatzan-

sprüche nach den Bestimmungen der §§ 28, 

29 bzw. 31 Angestelltengesetz (Austritt des 

Arbeitnehmers, Entlassung des Arbeitneh-

mers, Rücktritt vom Vertrag – Ansprüche 

auf „Kündigungsentschädigung“) inner-

halb einer Frist von sechs Monaten geltend 

zu machen sind, zu Ungunsten des Arbeit-

nehmers durch Einzelvereinbarung oder 

Kollektivvertrag nicht verkürzt werden.

Eine Rechtfertigung für zum Teil nur einige 

Monate umfassende Verfalls- bzw. Verjäh-

rungsfristen liegt in dem Umstand begrün-

det, dass dadurch Rechtsunsicherheiten 

zwischen den Vertragsparteien vermieden 

werden und man allfälligen Beweisproble-

men vorbeugt.

Verjährung versus Verfall

Das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch re-

gelt u.a. die Verjährung von Ansprüchen. 

Arbeitsvertragliche Ansprüche (Entgelt, 

Aufwandersätze, Prämien etc.) verjähren 

von Gesetzes wegen grundsätzlich nach drei 

Jahren, wobei beispielsweise der Anspruch 

auf Ausstellung eines Dienstzeugnisses erst 

nach 30 Jahren verjährt. Die Verjährung be-

ginnt zu laufen, sobald das Recht ausgeübt 

werden kann, d.h. mit der objektiven Mög-

lichkeit zu klagen, welche in der Regel ab 

Fälligkeit des Anspruchs vorliegt. 

Beispiel: Bei Angestellten ist das Entgelt 

für die vom Arbeitnehmer erbrachte Ar-

beitsleistung spätestens am jeweiligen 

Monatsende fällig. Ein nicht ausbezahlter 

Entgeltbestandteil für den Monat Oktober 

2007 müsste somit spätestens Ende Okto-

ber 2010 bei Gericht eingeklagt werden, 

um eine Verjährung des Anspruchs zu ver-

meiden.

Die Verjährung eines Anspruchs bedeutet, 

dass nach Ablauf der Verjährungsfrist das 

Recht – beispielsweise auf Auszahlung des 

Entgelts – nicht mehr erfolgreich gericht-

lich geltend gemacht werden kann, sofern 

seitens der Gegenseite (hier: Arbeitgeber) 

die Einrede der Verjährung erhoben wird. 

Der Anspruch selbst geht trotz Verjährung 

jedoch nicht unter; lediglich die (gericht-

liche) Durchsetzbarkeit wird verhindert. 

Dieser Umstand ist insofern von Relevanz, 

als im Gegensatz zum Verfall von Ansprü-

chen, trotz Verjährung des Anspruchs die-

ser wirksam erfüllt werden kann. 

Der Verfall von Ansprüchen führt hinge-

gen zum tatsächlichen Rechtsverlust. Dies 

mit der Konsequenz, dass der nach Ablauf 

der Verfallsfrist geleistete Ausgleich des 

Anspruchs von Seiten des Leistenden nach 

bereicherungsrechtlichen Grundsätzen zu-

rückgefordert werden kann. 

Beispiel: Der Anspruch auf Ersatz von Ent-

gelt würde nach den gesetzlichen Verjäh-

rungsvorschriften nach drei Jahren verjäh-

ren. Macht der Arbeitnehmer das nicht aus-

bezahlte Entgelt nach vier Jahren geltend, so 

könnte der Arbeitgeber die Einrede der Ver-

jährung erheben; die Klage des Arbeitneh-

mers wäre erfolglos. Leistet der Arbeitgeber 

(irrtümlicherweise) dennoch, so kann er 

nachträglich den irrtümlich gezahlten Ent-

geltbestandteil nicht mit dem Argument zu-

rückfordern, dass dieser Anspruch bereits 
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verjährt gewesen sei. War zwischen den 

Vertragsparteien jedoch vereinbart, dass der 

Anspruch auf Entgelt spätestens nach einem 

Jahr verfällt und leistet der Dienstgeber irr-

tümlicherweise nach mehr als einem Jahr 

dem Dienstnehmer den Entgeltbestandteil, 

so hat der Dienstgeber die Möglichkeit, das 

(irrtümlich) gezahlte Entgelt vom Dienst-

nehmer zurückzufordern. 

Auch kann mit verjährten Forderungen des 

Dienstnehmers gegenüber Forderungen 

des Dienstgebers im Gegensatz zu verfal-

lenen Forderungen aufgerechnet werden. 

Beispiel: Der Dienstnehmer hat einen ver-

jährten Anspruch auf Spesenersatz in Höhe 

von EUR 1.000,00, kann diesen aufgrund 

der Verjährung jedoch nicht mehr aktiv 

gerichtlich geltend machen. Der Dienst-

geber macht gegenüber dem Dienstneh-

mer Schadenersatzansprüche im Ausmaß 

von € 2.000,– erfolgreich geltend. Diesfalls 

könnte der Dienstnehmer seinen verjährten 

Spesenanspruch in Höhe von € 1.000,– auf-

rechnen und müsste dem Dienstgeber le-

diglich € 1.000,– an Schadenersatz leisten. 

Wäre der Anspruch auf Spesenersatz im 

Sinne obiger Ausführungen aufgrund ei-

ner gesonderten Vereinbarung verfallen, 

so müsste der Dienstnehmer dem Dienst-

geber den vollen Schadensbetrag in Höhe 

von € 2.000,– leisten. 

Grenzen

Aus den soeben geschilderten unterschied-

lichen Rechtsfolgen von verjährten bzw. 

verfallenen Ansprüchen werden  auf Be-

treiben der Arbeitgeber in den Arbeitsver-

trägen zum Teil Verfallsbestimmungen für 

die Geltendmachung bestimmter Entgelt-

bestandteile (Überstunden, Spesen, sämt-

liche wechselseitigen Ansprüche etc.) ver-

einbart. Die Vereinbarung einer Verfalls-

bestimmung darf jedoch letztlich nicht 

soweit führen, dass die Anspruchsdurch-

setzung seitens des Arbeitnehmers über-

mäßig erschwert wird. Der Rechtspre-

chung des Obersten Gerichtshofs ist zu 

entnehmen, dass für den Arbeitnehmer in 

der Regel eine Frist von drei Monaten für 

die Geltendmachung allfälliger Ansprüche 

aus dem Arbeitsverhältnis ausreicht und in 

diesen Fällen keine übermäßige Erschwe-

rung der Anspruchsdurchsetzung vorliegt. 

Lediglich in Einzelfällen wurden seitens 

der Gerichte auch kürzere Fristen für die 

Durchsetzung von arbeitsrechtlichen An-

sprüchen für zulässig erachtet. Beispiels-

weise wurde eine vereinbarte Frist von 

sechs Wochen für den Anspruch auf Aus-

stellung eines Dienstzeugnisses  für ausrei-

chend erachtet, für die Geltendmachung 

von Abfertigungsansprüchen war diese 

Frist jedoch zu kurz bemessen.

Abschließend ist noch auf den Umstand 

hinzuweisen, dass im Anwendungsbereich 

des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes eine 

Vereinbarung zwischen Überlasser und 

Arbeitnehmer, die Verfalls- oder Verjäh-

rungsfristen verkürzt, unzulässig ist.

Zusammenfassend ist somit festzuhalten, 

dass Verfalls- und Verjährungsbestim-

mungen unterschiedliche Rechtswirkungen 

entfalten, wobei bei der Vereinbarung des 

Verfalls von Ansprüchen das Recht zur 

Gänze erlischt. Arbeitgebern ist anzuraten, 

die Verfallsbestimmungen in Arbeitsver-

trägen entsprechend den gesetzlichen so-

wie kollektivvertraglichen Bestimmungen 

auszugestalten und (zumindest) eine Frist 

von drei Monaten vorzusehen, um dem 

Dienstsnehmer auch die tatsächliche Gel-

tendmachung seiner Ansprüche nicht auf 

sittenwidrige Weise zu erschweren. T
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